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VG 22 L 676,16 A beglaubigte Abschrift 

VERW ALTIJNGSGERICHT BERLlN 

BESCHLUSS 

In der Verwaltungsstreitsache 

des. Herrn••-"••••• ••••• 
AE, 
1 II . • lt, ••Berlin, 

Verfahrensbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt Dr. Eckart Wähner, 
Kurfürstenstraße 23, 10785 Berlin, 

gegen 

die Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Bundesministerium des Innern, 

Antragstellers, 

dieses vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
- Außem:;telle Berlin -, 
Askanierrih~ 106, 13587 Berlin, 

hat die 22. Kammer des Verwaltungsgerichts Berlin 
durch · 

die Richterin am Verwaltungsgericht Dr. Winkelmann 
als Einzelrichterin 

am 14. Dezember 2016 beschlossen: 

Antragsgegnerin, 

Die aufschiebende Wirkung der Klage (VG 22 K 677.16 A) gegen die Ab­
schiebungsandrohung in dem Bescheid des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge vom 10. November 2016 wird angeordnet. 

Die Antragsgegnerin trägt die Kosten des Verfahrens. 
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Gründe 

Oer Antrc;1g des irak.ischen Staatsangehörigen, 

di.e aufschiebende.Wirkung d.er Klage (VG 22 K 677.16 A) g.egen die A.bschie­
p.ungsandroh1.mg i.n de.m Bescheid des Bundes.amtes für Migration und Flü.cht­
linge. vom 2.6. Septt;!mber 2016 anzuordnen, 

ist zuläs.sig und begrünc;let. 

Der Antrag auf Anordni.ing der aufschiebenden Wirkung nach § 80 Abs. 5 VwGO ist 

insbesondere statthaft. da die Klage gegen die Abschiebungsandrohung kein.e auf­

schiebende Wirkung hat (vgl. § 75 Abs. 1, § 30 Abs ... 3 AsylG !V.tri § 80 Abs. 2 $. 1 

Nr. 3 VwGCJ). Das aus Art. 46 Abs. 5 der Richtlinie 2013/32/EU folgende ve.rfahrens­

rechtliche Bleiberecht wird insoweit in. richtunienkonformer Weise durch §§ 30, 36 

AsylG eingesc.hr~nkt (vgl. VG .Berlin, Beschluss vom 8. J.uni 2016 ~ VG 23 L 3.37.16 

A -, juris Rn. 4 ff. m.w.N.). 

Per Antrag ist atJch begründet. Es b.estehen ernstliche Zwe.ifel an der Rechfm~.ßig­

keit der auf§.§ 34 Ab$. 1, 3.6 Abs. 1 AsylG i.V.m. § 59 AufenthG gestützten Abschie­

bungsan.droh1.1ng. 

Im Fall einer Asylablehnung als offensichtlich unbegründet darf d.ie Aussetzung der 

Abschiebung na.ch § 36 A.bs. 4 Satz 1 AsylG nur angeordnet werden, we.nn ernstJich.e 

Zweifel an der Re.chtmäßigkt11it d.es angegriffenen Verwalt1,mgsaktes best.e.hen .. Ernst­

liche Zwe.ifel in diesem Si.nne liegen vor, wenn erh.ebliche Gir.ünde dafor sprechen, 
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dass die Entscheidurig de.s Bundesamtes für Migration un.d Flüchtlinge (im Fol.!;Jen· ·"· 

den: Bunqesamt) einer rechtlichen Prüfung wahrscheinli.ch n)cht stand.hält (vgl. 

BVerfG, U.rteil vom 14. Mai 19Q.6 ~ 2 BvR 1516/93 -,, juris .Rn. 99). 

Pi.es jst hi.e.r z:.u beJahen. D!J.S Bunde.samt hat d.en Antr!Jg auf :Zuerkennung der 

Flüchtlingseigenschaft, den Antrag auf Asylanerkennung u.nd c,len Antrag a1.1fsub­

sicJiären Scl1u.tz gem. § 30 Abs. 3 Nr. 5 AsylG als offensichtlich unt:i.egründet abge­

lehnt. Qanach i.sl e.in unb.egründ!llter Asylantrag als offens.ichtl.ich unb.egr()ndet abzu­

lehnen, wE)nn. der Antragsteller seine Mitwirkµngspflichten nach § 13. Ab;s .. 3 Satz 2, 

§ 15 Abs. 2Nr. 3 bis. !;i o.der § 25 Al:>!!. 1 A.sylG gröblictl verl.et;::t hat, e$ s~i i:lenn, er 

hat die Verli;itz1.1ng d.er Mitwirkw1gspflichten nicht zu vert.r.etein ode.r ihm war di.e Ein· 

haltung d!ilr Mitwirkungspflichten au.i> wichtigen 'Gründen nich.t mi;'l!;Jlich. OJ;ijl;)ktiv s.etzt 

die Feststellung einer gröblichen Verletzung der Mitwirkungspflicht e.ine erheblich.e. 

Ge)!llic.htigkeit de.r Pflichtverl!'ltzung f.ür die Entscheidung de.s Asylantrags in der Sa-
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ehe und die zügige Durchführung des Verfahrens voraus (Hailbronner, AuslR, § 30 

Rn. 89). Dies setzt ein derartiges Gewicht voraus, dass das Verhalten den Schluss . 

auf ein missbräuchliches Betreiben des Asylverfahrens zulässt (vgl. VG Aachen, Be­

schluss vom 15. Januar 2014 - 9 L 631/13.A-, juris Rn. 5), Nach diesem Maßstab . 

lässt sich hier aufgrund der Umstände des Einzelfalls eine gröbliche Verletzung nicht · 

htnreichend s'icher fest!'ltellen. Das Bundesamt hat die Regelurig in dem Bgscheid 
. '' . . 

zwar wiedergegeben, nicht aber begründet, worin die gröbliche Pflicfitverletzung ge-

genüber einer einfachen Pflichtverletzung mit der Folge der einfa·ch unbegründeten 

Entscheidung nach Aktenlage (vgl. § 25 Abs. 5 Satz 3 AllYIG) bzw. eirier Einstellung 

des Verfahrens nach § 33 AsylG (vgl. § 25 Abs .. 5 Sät!: 4 AsylG) liegt. ·. · 

In Betracht kqmlflt eine Verletzung nach § 15 Abs. 2 Nr. 3, § 25 Abs.1 AsylG. Der 
Antragsteller ist weder zum Termin zur persönlichen Anhörung atn 16. September 

2016 erschienen noch hat er $ich innerhalb der ihm daraufhin nach§ 25 Ab$. 5 

Satz 2 AsylG. eingeräumten Stellungnahmefrist gemeldet. Die.s hat aber zunächst riur 

zur Folge, dass· die Antragsgegnerin gem. § 25 Abs. 5 sa1z 3 AsylG nach Aktenlage 
' ' V . , ' 

' '• ' ' . ' . . 

entscheiden kann, wobei auch die Nichtmitwirkung des Ausländers zu würdigen iSt. . 
. . ··• . . ~ . . . . . . ' . 

Allerdings ergibt sich nach Aktenlage nicht, dass dem Antragsteller die Laduhg v9m 

29. AOgust 2016 zum Anhörungstermin am 16. September 2616 t~tsächlich. zug!i~· . · ·.· · · . . . . . '• ' ; ' ·. 

gangen ist. Die ini strei!gegenständlichen Bescheid ern,ähnte Po$tZU$tellungsltrkun~ 
de vom 22. August 2016 bezieht sich offenkundig nicht auf den Nachweis der Z\JStel-. . . 

Jung der später ergangenen Ladung. Ausweislich des Verwall1Jngsvorgangs handelt 

es sich um die Zustellung einer Ladung zurn Termin ani 29. August 2016, der.aber 

aufgehoben worden ist. Nach Aktenlage ist auch riicht ersichtlich, dass die Ladung 

an den Antragsteller überhaupt abgesandt worden ist. Es findet sich weder ein Ab­

vermerk in der Akte noch ist der Versand der Ladung in den Leitwegseinträgeri des 
. ' ' ' . ' 

Bundesamtes vetmerkt, 
. 
. ,·' 

Allerdings hat di;:r Antragsteller im gerichtlichen Verfahren nunmeh,r die Stellung- •. ··.· 

nahme einer dritten Person eingereicht, wonach er sich am fral;llichen Tag zunä~hst 
bei der falschen Adresse des Bundesamtes eingefunden hatte, dann mit zwei Stun­

den Verspätung bei der richtigen Adresse angekommen war und vpn den Secutliy 
., ' ih 

Männern nicht mehr reingelassen worden war. Der Antragsteller hat. es daraufhin 

unterlass,en, dies anschließend im Rahmen der ihm gesetzten Frist zur Steilungnah- . 

me·vorzulragen. Sollte die Ladung zur Anhörung ihm danach zugegangen seiti, steht 

der Annahme einer gröblichen Verletzung der Mitwirkungspflicht aber.jedenfalls ent~ .·. 

gegen, dass die Antragsgegnerin dem Antragsteller' in der. La'dung zur Anhörung eine .. · 
'·. ' . . . . .. ·., '•, . . .. •„ .„' .,, 

missverständliche Belehrung erteilt hat. Danach wurde der Antragsteller d!!lraufhiri-. 

. -4-
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gewiesen, das.s de.r Asylantrng na.ch § 33 Abs. 2 Nr. 1 AsylG als zi.trockgenommi;in 

gelte, wenn er zu diesem Termin nicht erscheine, und ohne weitere Anhörung nur 

noc;h über Abschieburigsverbote nach Aktenlage entschi.eden werd.e. D.amit i.st e.in 

Hinwei.s auf die Rücknehm.efiktion erfolgt, die kreft Ges1;1t;:es nach § 33 Abs .. 1 AsylG 

eintritt und k!>in!>r bes.ond.eren förmlichen Feststellung be.derf (vgl. Bergmann, i.n: 

Bergmr:mn/Dienelt, AuslR, § 33 Rn. 8). Dies hätte für den Antragsteller aber die Mög­

lichkeit eröffnet, eii;ien Wiedera.ufnahmeantrag nach § 33 Abs. 5 AsylG zu stellen .. Zu 

di.t>ser Bele.hrung pal;!st im Übrigen auch nicht das weitere vorgehen der Antrags­

gegnerin na.ch § .25 Abs .. 5 Sat.z 2 AsylG; jedenfalls hätte es hierüber irn Folg,enden 

eimer Klarstellung bedurft, inwiefern die frühere Belehrung nicht mehr zutrifft 

Darüber hinau.s besteh.en ernstliche Zweifel am Vorliegen einer gröblichen Verlet-

10/24 

:rnng der Mitwirkungspflicht vor dem Hintergrund von Art. 3.2 Abs. 2 i.V.m. Art. 31 .~. · 

Al'l\3. 8 der Richtlinie 2013/32/EU des Europäischen Parlaments und c,fes Rate:s v.orn 

26. J.uU 201$ ;:u geme.insamen Verfahren für die zuerkennun~ und Aberkennung de.s 

intern:;itionelen Schutz\"lS ~ Asylverfahrensrichtlinie n.F„ der nach Ab.lauf de.r Um.$et-

zungl;lfrist nach Art. 51 A.bs. 1 Asylverfahrensrichtlinie n.F. unmittE'!l.bar anwend.bar 

. ist; !'!.er Asylantrag war gern. Art. 52 Asylverfahrensrichtlinie n.F. nac.h dem 20. Juli 

2015 gestellt worden. Nach der hi.er allein möglichen summarisch.an Prüfung im Ei/­

verfahren sprechen erhebliche Gründe dafür, dass das Kriterium ,,gröblk;he Verlet­

zung der Mitwirkungspflicht" europarechtskonform eng au('!g.eleg! werden mtJ.ss und 

der vorU.egende Sachverhalt hierunter nicht zu subsumieren ist (vgl. zur europ.arecht­

lichen Pro.l:llematik VG Aachi;in, Beschlus.s vom 26. Februar 2016 - 4 L 8.0./16.A -, 

juri$ Rn. 15 ff; VG Berlin, B.es,chluss vom 2.9. Juni 2016 VG 2.3 L 407.16 A). 

Art. 32 A.b.s. 2 i.V.m. Art. 31 Abs. B Asylverfaihrensrichtlinie n.F„ der abs.chließ.end 

· festlegt, !.Inter welcheri .Ums.tänden e.in unbegründeter Antrag als o.ffens.ichtJich t,m- · 

begründet betrachtet werden· kann, enthält nämJich nicht ausdrücklich den Umstand 

der VE!rletzung der Mitwirkungspflicht in Gestalt de.s Nic.htwahrnehmen$ des Anhö­

rungste~rnins und des Verstreichenlassen.s der Stel/ungnahmefrist. Das - zu VE;!rtre­

tenqe Nich.twahrnehmen - des Anhörungstermins ist nur noch ausdrl)cklich in Art, 28 

ASYlve~fah(l!!nsrichtlinie n.F. gf;lregelt 1.1nd wircl dort el.s Nichtbetreib.en bzw. s.till­

sc;hwe.igende Rüc.knahme de.s. Antregs gewertet, was den l\lli\gli.e.d.s.taaten d.ie Mög" 

lichkeit der Einstellung (vgl. § 33 AsylG) oder bei Vorliegen der Voraussetz:ungE!ln der 

Antrag$ablehnung a)s unb!'lgründ!iill eröffnet. Art. 32 Abs. 2 i.V.m. Art. 31 Abs. 8 

Asytv13rfahren:srichtlini.e n.F .. ist damit nach seinem Wortlaut gegenüber der Vorgän­

gerfass.t.mg, der Richtl.inie 2005/85/EG des Rates. vom 1. Dezeml:ler 2005 ü.ber Min­

de.l;l.tnormen fl)r Verfahren in den Mitgli.edsstaaten.zur Zuerkenm1ng und Aherk.en-
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riung der Flüchtlingseigenschaft, RL 2005/85/EG -Asylverfahrensridhtlinie a.F., en- · 

ger gefasst, da dort na.ch Art. 28 Abs. 2, Art. 23 Abs. 4 Buchst. k) i.V.m. Arf 20 

Abs. 1 Buchst. a) Asylverfahrensrichtlinie a.F. die Ablehnung als offensichtlich u~be­
gründet auch dann ausdrücklich zulässig war, wenn der Antragsteller ohne ersichtli­

chen Grund seiner Verpflichtung zur persönlichen Anhörung nicht nachgekomrh!';in 

war. 

Auf die Frage, ob die Begründung der offensichtlichen Unbegründetheit ausge­

tauscht werdi'!n darf (vgl. VG Freiburg, Beschluss vom 7. Mai 2001 - A .1 K 10311/01 

-. juris Rn, 4 m.w.N.; a. A. VG Leipzig, Beschluss vom 26. September 2011-A1 L 

451.11 -, juris Rn. 15 m.w.N.), kommt es nicht an, da sich jedenfalls auch im Öbri• 
. . 

gen keine Umstände im Sinne von§ 30 AsylG aufdrängen, die. eine qualifizierte Ab- · 

lehnung des Asylantrags als offensichtlich unbegründet rechtf~rtigen .. 

Die Kostenentscheidung folgt aus§ 154 Abs. 1 VwGO. Einer EntS'cheidung über dan · · 

Antrag .auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe bedarf es danach nicht. 

Dieser Bes.chiuss ist gern aß § 80 AsylG unanfechtbar. 

·Dr. Winkelmann 
.„. 

'': 
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